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Die 16. Tagung der Volkskammer findet am Don­
nerstag, dem 21. Juni 1990, 10.00 Uhr, statt.

Ende der Tagung: 21.30 Uhr

Stellvertreter der Präsidentin Dr. H ö p p n e r:

Verehrte Damen und Herren! Die 15. Tagung der Volkskam­
mer, eine Sondertagung, offenbar auch mit besonderen Bedin­
gungen, ist eröffnet.

Ich begrüße ganz herzlich unter uns auf der Tribüne Herrn 
Bundeskanzler Helmut Kohl.

(Starker Beifall bei den Koalitionsfraktionen. Die Abgeordneten 
der Fraktionen CDU/DA, DSU und Die Liberalen erheben sich 

von den Plätzen.)

Ich begrüße - damit der Applaus sich nicht immer wieder­
holt, sage ich es zusammen - die anderen Vertreter des Deut­
schen Bundestages und die weiteren in- und ausländischen Gä­
ste und Besucher, die sich hier in diesem Hohen Hause einge­
funden haben.

(Beifall - Die Abgeordneten der SPD-Fraktion erheben sich von 
den Plätzen.)

Ihnen ist die Tagesordnung für die 15. Tagung übermittelt 
worden. Ich verlese sie noch einmal:

1. die 2. Lesung des vom Ministerrat eingebrachten Gesetz­
entwurfs zur Änderung und Ergänzung der Verfassung der 
DDR (Verfassungsgrundsätze), wie Sie sie in der Drucksache 
Nr. 19a erhalten haben;

2. die Fortsetzung der 2. Lesung des vom Ministerrat einge­
brachten Gesetzentwurfs zur Privatisierung und Reorganisa­
tion des volkseigenen Vermögens (Treuhandgesetz), das Ihnen 
in der Drucksache Nr. 55 b vorliegt.

Ich sehe Wortmeldungen zur Geschäftsordnung. Zunächst 
ein Vertreter der Fraktion der DSU.

Schwarz (DSU):

Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren! Die Deutsche 
Soziale Union stellt den Antrag zur Erweiterung der Tagesord­
nung gemäß § 43 der Geschäftsordnung um einen Punkt. Ich 
möchte diesen Antrag folgendermaßen formulieren: Die Volks­
kammer möge diesen Antrag entgegennehmen und beschlie­
ßen: Beschluß zum Beitritt der Deutschen Demokratischen Re­
publik nach Artikel 23 des Grundgesetzes der Bundesrepublik 
Deutschland mit dem heutigen Tag.

(Pfui-Rufe - Zuruf: Annexion wollen Sie!)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Das ist ein Antrag zur Tagesordnung, einen Punkt aufzuneh­
men. Ich benötige den Beschlußtext.

(Der Beschlußtext wird übergeben.)

Danke schön. Ich verlese, damit ihn alle noch einmal im Ohr 
haben, den Antrag der Fraktion der Deutschen Sozialen Union:

„Die Volkskammer möge beschließen:
Beschluß zum Beitritt der Deutschen Demokratischen 
Republik nach Artikel 23 des Grundgesetzes der Bundes­
republik Deutschland mit dem heutigen Tag.“

Das ist der Beschlußtext.

Weiter zur Geschäftsordnung!

Claus (PDS):

Herr Präsident! Ich darf Sie darauf hinweisen, da offenbar 
dieser Antrag Ihnen nicht gestern abend vorlag, wie § 10 der 
Vorläufigen Geschäftsordnung vorsieht, daß § 43 der Vorläufi­
gen Geschäftsordnung feststellt, daß dazu eine Zweidrittel­
mehrheit der anwesenden Abgeordneten notwendig ist. Ich 
bitte Sie, das feststellen zu lassen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich bin gern bereit, das feststellen zu lassen. Ich war mir die­
ser Tatsache bewußt, der Einbringer war sich dieser Tatsache 
ebenfalls bewußt. Er hat es erwähnt. Wir müssen, wenn wir 
darüber abstimmen, ob das auf die Tagesordnung kommen soll —' 
oder nicht, eine Zweidrittelmehrheit dafür haben.

Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung? - Bitte schön.

Weiß (Bündnis 90/Grüne):

Herr Präsident! Wir hatten die Absicht, einen Antrag über 
den Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zum Gel­
tungsbereich des Grundgesetzes zu stellen - von einer inter­
fraktionellen Arbeitsgruppe, die sich ad hoc gebildet hatte. Die­
sen Antrag können wir nicht stellen, da einige Abgeordnete aus 
der CDU und aus der SPD ihre Unterschrift nach den Frak­
tionssitzungen zurückgezogen haben.

(Beifall bei der PDS und vereinzelt bei der SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. - Wir verhandeln weiter über die Frage, ob die­
ser Punkt auf die Tagesordnung gesetzt werden soll. Wünscht 
zu dieser Frage noch jemand das Wort? - Das ist nicht der Fall.

Dann stimmen wir jetzt darüber ab, ob dieser von der DSU 
beantragte zusätzliche Tagesordnungspunkt in unsere Tages­
ordnung aufgenommen werden soll. Wer dafür ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Es ist nicht erkennbar, ob das eine —/ 
Zweidrittelmehrheit ist. Das muß gezählt werden. Ich bitte die 
Schriftführer zu zählen.

Wer dafür ist, daß das auf die Tagesordnung kommt, den 
bitte ich noch einmal um das Handzeichen. - Wer ist gegen die 
Aufnahme in die Tagesordnung? - Wer enthält sich der 
Stimme? Stimmenthaltungen, bitte. - Für die Aufnahme dieses 
Tagesordnungspunktes auf die Tagesordnung haben gestimmt 
267 Abgeordnete.

(Beifall bei CDU/DA, DSU, SPD und Die Liberalen)

Dagegengestimmt haben 92 Abgeordnete. 7 Abgeordnete haben 
sich der Stimme enthalten. Damit ist deutlich eine Zweidrittel­
mehrheit der Anwesenden für die Aufnahme dieses Tagesord­
nungspunktes gewesen.

(Beifall bei CDU/DA, DSU, SPD und Die Liberalen)

Bitte notieren Sie auf Ihrer Tagesordnung zunächst - unbe­
schadet der Reihenfolge - unter 3.

Antrag der Fraktion der DSU, betreffend Beitritt gemäß
Artikel 23 Grundgesetz.

Während Sie das notieren, habe ich auf die Tribüne geschaut 
und festgestellt, daß ich nun doch noch einige Gäste begrüßen 
möchte: Frau Süssmuth, die Präsidentin des Deutschen Bun­
destages ist da
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